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ie Friedensb ewegung hat es in der Bun-
de srepublik nur dann ge schafft, für eine

breite Öffentlichkeit politisch sichtb ar zu wer-
den, wenn es ihr gelungen ist, die SPD o der zumin-
de st Teile davon mit ins B o ot zu nehmen . D as b e-
gann mit dem Kampf gegen die Wiederb ewaff-
nung, setzte sich im Prote st gegen die Atomb e-
waffnung der Bunde swehr fort, wurde b e sonders
deutlich in den Prote sten gegen den Nato-D oppel-
b eschlu ss Anfang der 1 9 8 0er Jahre und schließ-
lich b ei der großen D emonstration gegen den
Irakkrieg, zu der am 1 5 . Febru ar 2 0 0 3 eine halb e
Million Menschen in B erlin zusammenkamen .

Hunderttau sende sind Anfang der 1 970er Jah-
re wegen Willy B randts Politik in die SPD eingetre-
ten − die üb erfälligen Reformen im Inneren und
die mit den O stverträgen eingeleitete Entsp an-
nungspolitik waren die Hauptmotive d afür.

2 0 Jahre lang »Glück« mit
linken Landesverbänden gehabt

Ich bin Ende 1 972 mit genau 1 6 Jahren in die SPD
eingetreten . Vermutlich wäre ich − wie viele ande-
re − Anfang der achtziger Jahre zu den Grünen ge-
wechselt, deren damalige s Motto »ökologisch − so-
zial − b asisdemokratisch − gewaltfrei« mir au s
dem Herzen sprach . Ab er der SPD-Lande sver-
b and , dem ich damals no ch angehörte , B remen,
hatte sich klar gegen den Nato-D oppelb e schluss
po sitioniert. Eine Ummeldung an meinen Studi-
enort Tübingen hätte an die ser Situation nichts
geändert − auch die SPD in B aden-Württemb erg
gehörte in diesem (und anderen) Punkten zu den
scharfen innerp arteilichen Kritikern von Helmut
Schmidt. Also blieb ich in der SPD in der Hoff-
nung, dort friedenspolitische Po sitionen stärken
zu können .

Mein nächster Umzug führte mich nach Min-
den/Westfalen − wo die SPD gerade die Vorb erei-
tungen zu einem großen friedenspolitischen Kon-
gre ss unterstützte . Auch nicht gerade ein guter
Anlass , um au s der SPD au szutreten . . . D er Kon-
gre ss fand dann 1 9 8 8 mit dem Titel »Ohne Waffen,
ab er nicht wehrlo s« statt − und führte 1 9 89 zur
Gründung des Bunde s für Soziale Verteidigung
(B SV) , eb enfalls in Minden. Ich war nicht das ein-
zige Gründungsmitglied des B SV, das ein SPD-Par-
teibuch hatte . Die Ju so s wurden damals sogar Trä-
gerorganisation .

Erfahrungen
in der »rechten« Berliner SPD

Als sich 1 9 9 2 abzeichnete , d ass ich mit meinem
Mann und unseren Kindern nach B erlin ziehen
würde , war ich üb erzeugt, dass ich dort üb er kurz
o der lang mein SPD-Parteibuch abgeb en würde .
Die B erliner SPD hatte damals den Ruf, dem rech-
ten Flügel der Partei anzugehören, im Antikom-
munismu s der 5 0er Jahre zu verharren und in ih-
rem Führungspersonal eng mit der B auwirtschaft
verfilzt zu sein . E s gab auch einen bunde spoliti-
schen Anlass , der gut zu p assen schien − die SPD
war gerade dab ei , eine Grundge setzänderung
mitzutragen, die das Asylrecht de facto ab schaffte .
D amit hätte ich meinen Au stritt gut b egründen
können. Ab er die damalige Bunde stagsabgeord-
nete de s B erliner B ezirks , in den wir zogen, pro-
testierte öffentlich gegen die Zu stimmung der
Fraktionsmehrheit und stimmte gegen die Grund-
gesetzänderung . D afür wurde sie p arteiintern
scharf kritisiert, also erschien e s mir sinnvoller,
ihr den Rücken zu stärken, als ihr mein Parteibuch
vor die Füße zu werfen . D azu kam, dass die aktive
Mitarb eit im lokalen SPD-Ortsverein ein guter
Weg war, schnell einen Üb erblick üb er die kom-
munalpolitischen B esonderheiten meine s neuen
Wohnorts zu b ekommen . Kinderb etreuung, Spiel-
plätze , örtliche Verkehrssitu ation waren für mich
in die ser Leb ensphase mit zwei Kindern im Vor-
schulalter von nicht zu unterschätzender B edeu-
tung.

D as war rückblickend d amit auch der Zeit-
punkt, an dem ich b e schlo ss , lieb er p arallel inner-
halb und außerhalb der SPD konsequent pazifisti-
sche Po sitionen zu b eziehen, als die Partei zu
wechseln o der als Parteilo se zu versuchen, von au-
ßen auf die verschiedenen im Bundestag vertrete-
nen Parteien Einflu ss zu nehmen . Ich hab e mich
üb er viele Entscheidungen, die sozialdemokrati-
sche Regierungsmitglieder und Abgeordnete ge-
fällt hab en, geärgert, hab e dagegen demonstriert
und scharfe Artikel dagegen ge schrieb en . Hab e
ab er gleichzeitig gemerkt, d ass meine Aktivitäten

− eb en weil ich sie als aktive s SPD-Mitglied b etrie-
b en hab e − von vielen in der SPD erfreut zur
Kenntnis genommen wurden .

Manche Funktionen in der SPD gelten als so
undankb ar, dass alle froh sind , wenn j emand sie
üb ernimmt. D azu gehört insb esondere die Kas-
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senführung. Als mein Ortsverein merkte , dass ich
mit Zahlen umgehen kann, wurde ich geb eten,
Kassiererin zu werden, und als der Unterb ezirk
merkte , dass ich nicht nur die Kasse ordentlich
führte , sondern auch innerhalb der Partei dafür
kämpfte , dass die Hauptamtlichen in der Landes-
und Bundeszentrale den ehrenamtlichen Kassie-
rerInnen das Leb en nicht unnötig schwer mach-
ten, wurde ich Unterb ezirkskassiererin . D amit
war ich − ohne irgendwelche Kompromisse in
meinen inhaltlichen Po sitionen einzugehen − im
ge schäftsführenden Unterb ezirksvorstand und
b ekam Einblicke in die Entscheidungsstrukturen
auf Unterb ezirks- und Lande seb ene , die sich sp ä-
ter für die friedenspolitische Lobbyarb eit als aus-
ge spro chen nützlich erwie sen. Und konnte eini-
ge s von meinen Vorstellungen, wie Geno ssInnen
miteinander (und mit der hauptamtlichen Ge-
schäftsführerin im Unterb ezirk) umgehen soll-
ten, umsetzen .

D a der B SV sich explizit für einen konstrukti-
ven Umgang mit Konflikten in allen gesellschaftli-
chen B ereichen im eigenen Land einsetzt, war es
für mich konsequent, der oft de struktiven Diskus-
sionskultur in der SPD etwas entgegenzusetzen.
Die unterscheidet sich nach meiner Einschätzung
übrigens nicht groß von der in anderen im Bun-
destag vertretenen Parteien, Die Linke einge-
schlo ssen, was erheblich zu dem b eiträgt, was in
den Medien als »Politikverdro ssenheit« b ezeich-
net wird .

Wenig Licht und viel Schatten
in der SPD-Regierungszeit

Die rot-grüne Ko alition von 1 9 9 8 bis 2 0 0 5 war
friedenspolitisch mehr als zwie sp ältig. Die Zu-
stimmung zum Ko sovo-Krieg, zur deutschen B e-
teiligung an OEF und Isaf führten zu tiefen Kon-
flikten innerhalb der SPD und der Grünen und zu
zahlreichen Parteiau stritten . Ein Teil der Ausge-
tretenen wechselte zur PD S , andere b eteiligten
sich an der Gründung der WAS G . Andererseits
hatte die sozialdemokratische Ministerin Heidi
Wieczorek-Zeul den vom B SV und demforumZFD
geforderten Zivilen Friedensdienst im Bunde smi-
nisterium für wirtschaftliche Zu sammenarb eit
und Entwicklung etabliert, die zweite rot-grüne
Bunde sregierung verab schiedete den von der
1 9 9 8 gegründeten Plattform Zivile Konfliktb ear-
b eitung geforderten »Aktionsplan Zivile Krisen-
prävention, Konfliktlö sung und Friedenskonsoli-
dierung« , b eim Institut für Au sland sb eziehungen
wurde das Förderprogramm zivik aufgelegt, d as
Konsortium Ziviler Friedensdienst und die Ar-
b eitsgemeinschaft Frieden und Entwicklung wur-
den mit staatlicher Unterstützung gegründet.
Und : Gegen den scharfen Protest der damaligen
Oppo sitionsfraktionen CDU und FDP weigerte
sich der sozialdemokratische Bunde skanzler Ger-

hard Schrö der im Jahr 2 0 02 , deutsche Truppen
für den sich abzeichnenden Krieg der USA gegen
den Irak zur Verfügung zu stellen. Unter den
5 0 0 . 0 0 0 Menschen, die am 1 5 . Februar 2 0 0 3 ge-
gen den Irakkrieg demonstrierten, waren zahlrei-
che SozialdemokratInnen . Sollten wir etwa unse-
re Partei denj enigen üb erlassen, die j eden An-
griffskrieg der USA mitmachen wollten?

Genauso schlimm wie die Zustimmung zu den
Bunde swehreinsätzen im Ko sovo und in Afgha-
nistan war für viele SozialdemokratInnen ein Teil
der Ge setzesänderungen der »Agenda 2 0 1 0« . Hier
war der grüne Ko alitionsp artner Teil de s Prob-
lems , der sich massiv für eine Senkung de s Spit-
zensteuersatzes einge setzt hatte . Diej enigen, die
vorhersagten, dass es eine Lohnspirale nach unten
zur Folge hab en würde , wenn man Sozial- und Ar-
b eitslo senhilfe zusammenlegt und praktisch j ede
Arb eit für zumutb ar erklärt, ohne sie an tarifliche
o der an allgemeine Minde stlöhne zu koppeln,
wurden p arteiintern marginalisiert. Ich gehörte
zu den wenigen, die 2 0 0 3 auf einem Lande sp artei-
tag »in die Bütt« gingen, um gegen die Teile der
»Agend a 2 0 1 0« zu protestieren, die gegen grundle-
gende Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit ver-
stießen . Ich b ekam eine Menge B eifall, ab er an der
mehrheitlichen Zustimmung zum Kurs der rot-
grünen Bundesregierung änderte das nichts .
Rückblickend gesehen war e s fatal, dass die gro-
ßen Gewerkschaften IG Metall und ver. di lange ge-
gen ge setzliche Mindestlöhne gekämpft hatten,
weil sie b efürchteten, dass d amit − ähnlich wie in
Frankreich − Tarifverträge mit deutlich höheren
Löhnen als dem j eweiligen Mindestlohn er-
schwert würden . Sie hatten leider üb ersehen, d ass
Tarifverhandlungen in Frankreich ganz anders ab-
laufen als in D eutschland , weil dort meistens b e-
trieb sb ezogene und nicht branchenb ezogene Ta-
rifverträge abgeschlo ssen werden. Falsche Analo-
gieschlü sse sind nach meiner B eob achtung ein
generelle s Problem der politischen Diskussion,
üb er die Parteien hinau s .

Späte stens seit ich 2 0 0 5 zur Vorsitzenden des
Bunde s für Soziale Verteidigung gewählt wurde ,
bin ich in die Rolle geraten, gleichzeitig in der SPD
zu erklären, wie friedens- und entwicklungspoliti-
sche Gruppen funktionieren, und im B SV und der
Plattform Zivile Konfliktb earb eitung, wie Ent-
scheidungen in Parteien zu stande kommen und
welche Ansatzpunkte es gibt, um diej enigen in-
nerhalb der Parteistrukturen und der Bundestags-
fraktionen zu stärken, die b ereit sind , friedenspo-
litische Forderungen zu unterstützen . Ich er-
wischte mich manchmal b ei dem Gedanken, wie
es wäre , wenn ich auf der anderen Seite säße und
üb erlegte , welchen Aufwand e s b edeuten würde ,
um mit Aussicht auf Erfolg als Bunde stagskandida-
tin antreten zu können . Ich kam zu dem Schlu ss ,
dass der Preis für den üblichen Weg durch die In-
stitutionen zu ho ch sein würde , weil er zeitlich
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nicht mit meinem Engagement für den B SV und
die Plattform Zivile Konfliktb e arb eitung zu ver-
einb aren gewesen wäre . Also trat ich im Frühj ahr
2 0 0 8 nicht mehr für den Po sten der Unterb ezirks-
kassiererin an, um mehr Zeit für mein friedenspo-
litische s Engagement zu hab en . Zu meiner Üb er-
raschung wurde ich Anfang 2 0 09 gefragt, ob ich
b ereit sei , als Wahlkampfb eauftragte für den SPD-
Bunde stagsabgeordneten in meinem B erliner
Wahlkreis zu fungieren. Mit dem hatte ich mich
gründlich üb er die Agenda 2 0 1 0 und seine Zu-
stimmung zu den j ährlichen Isaf- und OEF-Man-
datsverlängerungen gestritten. Die B ankenkrise
und die E skalation de s Afghanistankrieges hatten
ihn anscheinend nachdenklich werden lassen −
sein Wiedereinzug in den Bunde stag war aller-
dings unsicher. Andererseits war es eine zeitlich
b efristete Aufgab e , b ei der ich viel üb er Wahl-
kämpfe , die Konflikteb enen zwischen b ezahlten
und unb ezahlten Aktiven und die Möglichkeiten,
PolitikerInnen in Wahlkampfzeiten zu b eeinflu s-
sen, lernen würde . Also sagte ich zu . Die SPD ver-
lor in B erlin üb erdurchschnittlich viele Erst- und
Zweitstimmen, der Steglitz-Zehlendorfer Abge-
ordnete gehörte zu denen, die ihr Bunde stags-
mandat verloren . Ab er ich hatte tatsächlich eini-
ges dazugelernt, was im Folgenden für die frie-
denspolitische Lobbyarb eit gegenüb er Bundes-
tagsabgeordneten nützlich war. Insb e sondere ha-
b e ich von einem einflu ssreichen Hauptamtli-
chen aus der SPD-Bunde szentrale gehört, dass au s
seiner Sicht eigentlich nur diej enigen Geno ssIn-
nen zählen, die als Abgeordnete , hauptamtliche
Mitarb eiterInnen der Partei, der Fraktionen o der
der Abgeordneten o der als von der SPD b enannte
politische B e amte hauptb eruflich Politik ma-
chen . D as waren etwa 4 . 0 0 0 von 5 0 0 . 0 0 0 Mitglie-
dern In diesem Augenblick wunderte ich mich
nicht mehr üb er die dramatische Niederlage der
SPD . D er B etreffende verlor übrigens seinen Po s-
ten, und in den meisten Landesverb änden wurde
das unter Gerhard Schrö der eingeführte Top-
D own-D enken in Frage gestellt. Ein Verlu st von
üb er 1 0 Prozentpunkten b edeutet j a, d ass deut-
lich weniger Wahlkampfko stenerstattung gezahlt
wird . E s war klar, d ass die SPD sich wieder mehr
auf ehrenamtlich Aktive stützen muss .

»Fenster der Möglichkeiten«

D er abgewählte Abgeordnete in meinem Unterb e-
zirk kehrte erfolgreich in seinen B eruf als Rechts-
anwalt und Notar zurück und wollte 2 0 1 3 nicht
no ch einmal antreten. Ich wartete also ab , wer
sich um die Nachfolge b emühte − gegen manche
möglichen Kandidaten hätte ich eine Prote st-Ge-
genkandidatur erwogen. Im Frühj ahr 2 0 1 2 sah es
für mich ab er so au s , als ob die ehemalige Ju so-
Bunde svorsitzende Franziska Drohsel in den
Startlö chern für eine Kandidatur 2 0 1 3 stand − sie

kandidierte als stellvertretende Unterb ezirksvor-
sitzende und wurde mit großer Mehrheit in dieses
Amt gewählt. Die Ju so s waren immer no ch B SV-
Mitgliedsorganisation (und sind es bis heute) .
Franziska hatte sich in den zwei Jahren als Ju so-
Bundesvorsitzende bundesweit als Parteilinke
profiliert. Gegen sie anzutreten hätte politisch
üb erhaupt keinen Sinn gemacht. Ab er während
ich no ch darüb er nachdachte , wie ich Franziska
rechtzeitig vor B eginn de s Wahlkampfe s auf frie-
denspolitische Themen ansprechen könnte , kam
im Septemb er die Nachricht : Sie tritt nicht an, weil
sie zunächst in ihrem B eruf als Rechtsanwältin
Fuß fassen mö chte . Und plötzlich hieß e s : »Was ist
eigentlich mit Ute ?«

Ich lernte also : Auch in der Parteipolitik gibt es
»windows of opportunity« . Ich sagte natürlich zu ,
zog durch die Ortsvereine , um mich vorzu stellen,
und wurde am 1 0 . Janu ar tatsächlich als Direkt-
kandidatin aufgestellt. Seit 1 9 9 9 hatte ich in mei-
nem Ortsverein und Unterb ezirk immer mal wie-
der b erichtet, dass ich friedenspolitisch aktiv und
fachkundig bin, d ass mich (seit meiner Wahl zur
B SV-Vorsitzenden immer häufiger) andere SPD-
Gliederungen, ab er auch Organisationen außer-
halb des p arteipolitischen Raums als Referentin
o der Po diumsdiskutantin einladen . D as kümmer-
te niemanden groß − ich war, glaub e ich, vor mei-
ner Aufstellung als Direktkandidatin insgesamt
ganze drei Mal im eigenen Unterb ezirk bzw. de s-
sen Ortsvereinen zu friedenspolitischen Themen
eingeladen worden. Nun hieß es plötzlich : »Du
machst Friedenspolitik? Toll ! «

Zustimmung zu klarer
p azifistischer Position

Und es gab in den Vorstellungsrunden sehr ernst-
hafte Fragen d azu , wie ich mich b ei einem mögli-
chen Einzug in den Bundestag verhalten würde ,
wenn mal wieder üb er einen Au slandseinsatz der
Bundeswehr abge stimmt würde . Ich hab e klar
und deutlich gesagt, dass ich b ei allen eventuellen
Kampfeinsätzen mit »nein« stimmen würde . D as
stieß auf breite Zu stimmung.

Steglitz-Zehlendorf gilt derzeit als fast sicherer
CDU-Wahlkreis . Also spielte auch die Frage eine
große Rolle , welchen Listenplatz ich b ekommen
würde . Die B erliner SPD hatte sich nach der Wahl
2 0 09 selb er darauf fe stgelegt, die Liste »im Reiß-
verschlu ss« aufzu stellen . Mein Einwand , d ass die
statutenmäßige Regelung (minde stens 4 0 Pro-
zent von j edem Geschlecht) ggf. auch mal genutzt
werden könnte , um mehr Frauen als Männer auf
die vorderen Listenplätze zu bringen, wurde b ei-
seite gewischt. D as wäre j a nur realistisch, wenn
minde stens in der Hälfte der Wahlkreise Frauen
aufge stellt würden. Und damit sei j a nun nach al-
len bisherigen Erfahrungen nicht zu rechnen .
Ab er als Ende Febru ar die 1 2 Wahlkreiskandidatu-
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ren feststanden, waren j eweils sechs Frauen und
sechs Männer aufgestellt worden . Nun mu ssten
die also nach dem Reißverschlu ssprinzip auf die
Liste verteilt werden. Für mich kam dab ei letztlich
Listenplatz 7 raus − nicht völlig chancenlo s , ab er
auch alle s andere als ein sichere s Ticket für den
Bunde stag . Ich gehöre also zu denj enigen, die erst
am 2 2 . Septemb er spät ab ends , vielleicht sogar
erst am nächsten Morgen wissen werden, ob sie
gewählt sind .

Ab er egal, wie es ausgeht: Ich werde in Zu-
kunft b ei allen Gesprächen mit Abgeordneten sa-
gen können, dass ich au s eigener Erfahrung nach-
vollziehen kann, was Aufstellungsprozess und
Wahlkampf für Anforderungen stellen . Ich lerne
das komplizierte Zusammenspiel zwischen »B a-
sis« , Funktionären und Hauptamtlichen no chmals
aus einer anderen Perspektive kennen . Und versu-
che derzeit, es so zu gestalten, dass ich etwas von
dem politischen Umgangsstil , den ich aus meiner
B SV-Arb eit kenne und schätze , in die Parteistruk-
turen üb ertrage . D as hatte ich als Unterb ezirks-
kassiererin auch schon versucht, ab er eine Wahl-
kreiskandidatin wird ganz anders wahrgenom-
men als eine Kassiererin. Franziska Drohsel hatte
als Ju so-Bunde svorsitzende eine »Tour de So ciale«
in soziale Einrichtungen in verschiedenen Städ-
ten gemacht, die von den j eweiligen Juso-Gliede-
rungen vorb ereitet worden war. Sie b ot mir an, et-
was Entsprechende s für meinen Wahlkreis zu or-
ganisieren, was ich natürlich gerne angenommen
hab e . So ziehe ich derzeit zu sammen mit b ezirks-
und lande spolitischen MandatsträgerInnen
durch Kinder-, Jugend- und Nachb arschaftszent-
ren, b e suche Organisationen, die sich im B ereich

F or u m Pazi fi s mus

Pflege , B eratung o der Inklusion p sychisch o der
physisch Erkrankter engagieren . Oft sind wir
schnell am Fachsimpeln üb er Proj ektfinanzie-
rung, üb er die Tücken und Chancen der Zu sam-
menarb eit zwischen Ehrenamtlichen und b ezahl-
ten Ge schäftsführerInnen o der darüb er, wie die
eigene Arb eit staatlichen Geldgeb ern gegenüb er
angeme ssen präsentiert werden kann . Die Frage ,
wie mit Au sgrenzung, Gewalt, Ungerechtigkeit im
eigenen Land umgegangen werden kann, b e schäf-
tigt mich j a auch als B SV-Vorsitzende . Viele in mei-
nem Unterb ezirk freuen sich, dass Franziska
Drohsel und ich den Foku s auf die Probleme rich-
ten, die es auch in einem im Durchschnitt eher
wohlhab enden Stadtteil gibt. Die SPD war lange
eine Partei, die an der B asis der Gesellschaft ange-
setzt hat. Sie hat zumindest lokal das Zeug dazu , es
wieder zu werden.

Ich werde die SPD , auch wenn ich es in den
Bunde stag schaffe , nicht im Alleingang verändern
können . Ab er ich werde alle diej enigen nachdenk-
lich machen können, die b ehaupten, d ass in unse-
ren etablierten Parteien nur diej enigen eine Chan-
ce hab en, die sich an innerp arteiliche Seilschaften
anp assen, an phantasielo se Realpolitik. D enn als
Mathematikerin weiß ich : Eine allgemeine Au ssa-
ge wird durch ein einzige s Gegenb eispiel wider-
legt.

Dr. Ute Finckh-Krämer istF or u m Pazi fi s mus -Re-
dakteurin und Co- Vorsitzende des Bundesfür So-
ziale Verteidigung (BSV). Zur Bundestagswahl
kandidiert sie als Direktkandida tin im Wahl-
kreis Berlin-Steglitz-Zehlendorffür die SPD, a uf
deren Landesliste sie a ufPla tz 7 ist.

Kathrin Vogler

Warum ich als Pazifistin
Politik für Die Linke mache
Bundestagswahl 2 01 3 : Politik. Parteien. Pazifismus ?

D
nhaltliche Grundlage meiner friedenspo-
litischen Arb eit ist nach wie vor die p azi-

fistische Grundsatzerklärung „ D er Krieg ist ein
Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher ent-
schlo ssen, keine Art von Krieg zu unterstützen
und an der B e seitigung aller Kriegsursachen mit-
zuarb eiten . “ D as ist heute no ch so richtig wie vor
3 4 Jahren, als ich die B eitrittserklärung der DFG-
VK unterschrieb en hab e . Ich engagiere mich heu-
te auch de shalb b ei der Linken, weil die se Partei

die einzige relevante ist, in der ich als Pazifistin
keine geduldete Randerscheinung bin, sondern
das B ild der Partei mit prägen kann. Zum B eispiel
wurden in NRW immerhin drei DFG-VK-Mitglie-
der auf die vorderen 1 0 Listenplätze zur Bundes-
tagswahl gewählt.

Die Linke sieht sich selb st als Teil der Friedens-
b ewegung. Sie fordert das Verb ot aller Rüstungs-
exporte , die B eendigung der Au slandseinsätze
und konkrete Abrü stung . Wer in den letzten Jah-


